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inkes und o Mit Aufgebot aller Kräfte iſt es noch gegen Ende der
mit kurzen t gelungen, die Kriſe abzubiegen, die eine Sprengung
zu richten S Reichstages hätte herbeiführen müſſen. Es iſt vor allem

das Eingreifen des Reichspräſidenten zurückzuführen,
m zweiten Male im Verlauf weniger Wochen ſeine
lichen Anſchauungen ſehr entſchieden zur Geltung ge
hat. Wir haben ſeinen erſten Brief als gerechtfertigt

ehen, obwohl ſchon das ſtarke Kritik in allen Lagern
gerufen hat. Auf die Dauer iſt aber ein Hervortreten
Staatsoberhauptes nicht erwünſcht, weil ſeine Perſon
rhalb der politiſchen Erörterungen bleiben ſoll. So

ſeine e e und mit ihm darin a
den müſſen, ehe das dentſeh Volk zur Urne be

wird, ſo wenig glauben wir, daß dieſe Wiederholung
immer ſehhſ nützt hat. Vor allem dürfte ſie praktiſch ergebnislos blei
hrheit auf n Sie hat nur erreicht, daß die Karnevalspauſe einge
ht, iſt der werden konnte. Ob mehr damit erzielt werden kann,
er nicht ſcheint uns fraglich. Das Arbeitsprogramm iſt zwar vom
reiſe kennt im weſentlichen fertig geſtellt worden, hat aber

Dabei iſt

uſtänden tri icht die Zuſtimmung der Parteien gefunden, und es
er für zwen it äußerſt zweifelhaft, ob es tatſächlich möglich ſein
t ins Knopf ird dieſes Programm auch durch die Gefahren des parla
Herrn Scht ten

en keine We

den jungen

bis zur Ah

wollen des

Lehrer ma

ſchen Durcheinanders ſicher ans Ziel zu geleiten

Die Koalition
ederholt werden, weil es für die Wahlagitation

ſonderer Wichtigkeit iſt. Wir ſehen beim beſten Willen
ig der Re und ein, weshalb die Kriſe über dem geſcheiterten
ie von dem usbrechen mußte. Hätte das Zentrum nicht tak
in ch t ngen angeſtellt ſo wäre es auch weiter bereit
ſanſte Enſeweſen, die Reſtbeſtände für das laufende Etatsjahr aufzu
ſo, wie früſ

iber ſeinen

ekommt ſeine n

Es bot ſich jedoch eine ausgezeichnete Gelegen
die inneren Schwierigkeiten der Partei nach außenhin

eine gemeinſame Kampfſtellung zu überwinden. Das
einzige Anlaß geweſen, die Koalition zu ſprengen

damit den Parlamentarismus auf das ſchwerſte zu ge
Was ſich im deutſchen Reichstage abgeſpielt hat,

geradezu beiſpiellos. Wir haben gewiß mancherlei er
nd nicht gerade immer mit beſonderer Genugtuung

unſere Volksboten geſehen, die ſtatt geradeaus zu
in ſchwierigen Situationen immer Umwege wählten, um
zuletzt doch an den Ausgangspunkt zurückzukehren.

Nesmal aber iſt die Kriſe geradezu eine Faſchingsangele
nheit geworden. Der Verſuch, einander die Schuld zuzu

en, und vor die Wähler mit einer guten Parole zu
hat alles Andere beiſeite gedrängt. e hat nichtsLeſcheut, nicht einmal die Lächerlichkeit. Denn lächer

war es, wie die Koalition ihre inneren Wie zu ver

chen ſuchte und zuletzt auf die ſonderbare Jdee ver
ie ganze Verantwortung der Oppoſition zuzuſchieben.

erinnerte etwas an eine Ehe, die ſoeben von der Ehe
h dungskammer rechtsgültig getrennt wird, und doch fort

t werden muß, weil der Mangel an Wohnung dazu
Zur Liebe kommt es übrigens nicht wieder. Wir

können dieſes Schauſpiel mit ungeteilter Schaden
betrachten Was hat man nicht alles gegen Regie

Jungen eingewandt, an denen wir beteiligt waren. Das
eütſchnationale Gretchen konnte ſo tapfer ſchmälen und iſt

auch der Sünde bloß.

ie Verſchiebung der Schuldfrage
In einem plötzlichen Ausbruch von Wahrheitsliebe hat

Berliner LokalAnzeiger das Blatt Hugenbergs, ſeinen

n den Gang der Ereigniſſſe trefflich geſchildert. Da
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ennbat, gierungsparteien nicht einig werden können, ſo hieß
b arin, ergebe ſich ganz logiſch, daß man der Oppoſſitivn

h S Verantwortung zuſchieben wird. Wenn weitere Ver
uf und üdlungen an den Sozialdemokraten oder Demokraten

das Hin iterten, ſo brauche man ja keine weiteren Schritte zu un
Zuchen a ernehmen, um eine Baſis für das Programm zu ſinden,

Her n krührender Offenheit wird hier das ausgeſprochen, was
imählih e der ahnte, Es iſt nicht gang üblich, daß man in dieſer
ente er adezu kindlichen Art die Oppoſition auffordert, die Steine
ngen, die dem Wege zu räumen, oder ſelbſt darüber zu ſtolpern,
Ztinmune er es hätte uns noch etwas an dem Bilde rührender Hilf
ſenſtoß igkeit gefehlt, wenn das unterblieben wäre.
r ein O

n Die Ausſichtendem Le Roſenmontag und Aſchermittwoch ſind gerettet. Hof
und an e machen die Regierungsparteien von dieſem letz
man ren Tage eifrig Gebrauch. Die Stimmung a hetempftn.

gen T en, dürfte ihnen nicht ſchwer fallen Dann aber geht es
hen vent eiter an die Arbeit Am Montag tritt der Reichstag
n n kneut zuſammen. Die erſten Tage werden vermutlich ru
chuchhe verlaufen, da ja die im Verfolg des Notprogramms

ſtellten Geſetzentwürfe erſt vom Reichsrat genehmigt
daß ſie in ihren Kreiſen noch als

werden müſſen. Dann aber ſetzt die Kriſe mit erneuter Ge
walt ein. Man hatte urſprünglich an die Oppoſition das
merkwürdige Anſinnen gerichtet, auf alle Abänderungsan
kräge zu verzichten, aber ſchließlich doch davon Abſtand ge
nommen, da das eine unmögliche Zumutung war. Man
kann den Demokraten wirklich nicht verargen, wenn ſie ſich
die neuen Geldforderungen ſehr genau anſehen Soweit es
ſich dabei um die Anſprüche der Auslandsdeutſchen, alſo
die erſten Zahlungen für das Liquidationsſchlußgeſetz han
delt, wird ſich wenig einwenden laſſen. Die Summen aber,
die für die Landwirtſchaft ausgeworfen werden, bedürfen
einer dringenden Nachprüfung. Es beſteht ſonſt die Ge
fahr, daß vier Millionen als angebliche Hilfe für die deut
ſchen Bauern dem GroßGrundbeſitz zugeſchanzt werden,
der ſie zu Wahlzwecken verwendet. Namentlich gilt das
für einen Poſten von 30 Millionen, mit dem ſich ſchon
etwas anfangen läßt. Bringt aber die Oppoſition Abände
rungsanträge ein, ſo werden die Regierungsparteien in
eine ſchwierige Lage gedrängt. Kurz vor den Wahlen kann
man nicht immer Nein ſagen, auch wenn man es möchte.
Das ganze Gebäude iſt ſo kartenhausmäßig errichtet, daß
ein Windſtoß es umwerfen kann. In allen politiſchen La
gern herrſchte auch die ehrliche Ueberzeugung, daß es inner
halb weniger Wochen, vielleicht iſt auch dieſe Schätzung
übertrieben zu neuen Zuſammenſtößen kommt, die dann
die Auflöſung des Reichstages zur Folge haben.

Der Wahltermin
Der 25. März ſcheidet aus. Es iſt beim beſten Willen

techniſch nicht mehr möglich, die Liſten auszuſtellen und
aufzulegen. Der früheſte Termin iſt alſo der 22. April.
Da ſich die Reichsregierung in ihrem Communiquee ver
pflichtet hat, das deutſche Volk ſpäteſtens Ende Mai zur
Urne zu berufen, bleibt alſo ein Spielraum von fünf
Wochen. Man wird gut tun, in alle Rechnungen bereits
den April einzuſetzen. Für ſehr glücklich halten wir das
nicht, weil dann unſere eigene Abſtimmung mit der fran
zöſiſchen zuſammenfällt. Zu Agitationszwecken wird der
Bloc national ja manches Plakat ausnützen können. Das
iſt ſchon jetzt unvermeidlich, aber es wäre ganz gut, wenn
wir zunächſt einen Ueberblick gewinnen könnten, wie ſich die
Dinge in der franzöſiſchen Kammer entwickeln. Das würde
vermutlich den Beweis erbringen, daß man auch jenſeits
der Vogeſen durchaus für eine Verſtändigungspolitik zu
haben iſt, wovon wir uns gewiſſe Rückwirkungen verſpre
chen. Schließlich muß man ſich jedoch auch mit einem
ungelegenen Termin abſnden. Kommt es in den erſten
Märztagen zur Auflöſung, ſo muß nach der Verfaſſung
ſpäteſtens Anfang Mai der neue Reichstag erkoren wer
den. Darauf haben wir uns einzurichten.

Für das Elternrecht der Schellers
Der Senſationsprozeß gegen den Primaner Krantz iſt

in Berlin zu Ende geführt worden und hat im weſentlichen
mit der Freiſprechung des Angeklagten geendet. Die Ver
handlungen waren ein neuer Beweis für die Juſtiz, wie ſie
in deutſchen Landen jetzt beſteht. Unſere wiederholt ge
äußerte Auffaſſung, daß es ſich bei unſeren Richtern nicht
einmal überwiegend um Höflichkeit handelt, ſondern um
Unvermögen und mangelndes Begreifen der Zeit, hat ſich
wieder vollauf beſtätigt. Gerade dieſer unpolitiſche Prozeß
legt davon Zeugnis ab. Darüber wird noch manches zu
ſagen ſein. Der preußiſche Juſtizminiſter Dr. Schmidt hat
ja ſelbſt einigen Verhandlungen beigewohnt und dürfte
nach unſeren Jnformationen nicht gerade entzückt geweſen
ſein. Es hätte ſich ſchon vermeiden laſſen, daß aller Schmutz
aufgewühlt wurde. Man kann beim beſten Willen nicht
einſehen, weshalb dieſe halbwüchſigen Mädchen in aller
Oeffentlichkeit völlig entkleidet werden mußten. Eine kurze
Feſtſtellung, daß intime Beziehungen beſtanden haben, hätte
für die Urteilskündung vollauf genügt. So wurde der
Bericht zu einer nicht gerade ſehr nützlichen Lektüre für
unſere Jugend. Ein eigenartiger Zufall will es, daß er
gerade jetzt ſich abgeſpielt hat. Er kann als Jlluſtration
zu den Forderungen der Deutſchnationalen und des Zen-
trums beim Schulgeſetz dienen. Noch in den letzten Kund
gebüngen wurde uns verſichert, und Herr Schlange-Schönin
gen hat es zum Ueberfluß in ſeiner erſten Wahlrede dick
unterſtrichen, daß künftig das Elternrecht an der Schule
gewahrt bleiben müſſe. Um die Sittlichkeit zu ſtärken
Die Erziehung der Hilde Scheller und der übrigen jugend
lichen Zeugen hat ja in der Erörterung einen breiten Raum
eingenommen. Sie iſt in der Tat muſtergültig, wenn man
einmal ſehen will, wie es nicht gemacht werden darf. Wir
ſind gewiß weit davon entfernt, die Schellers zu verall-
gemeinern, aber ſie ſelbſt haben uns unter Eid erzählt,

Philiſter galten. Man
kann daraus auf ihre Bekanntſchaften gewiſſe Rückſchlüſſe

beim Kampf um das

ziehen. Und es handelt ſich hier nicht etwa um Kommu-
niſten, ſondern um rechtsſtehende Familien, deren Söhne
dem Jungdeutſchen Orden angehörten. Man kann an der
Schule manches ausſetzen, aber ſchließlich wird man immer
noch mehr Vertrauen zum Staat haben als zu dieſer Art
von Eltern. Die deutſchnationale Wahlparole wird daher
wohl lauten müſſen: Für das Elternrecht der Schellers
Uns gefällt ſie ausgezeichnet. Wir nehmen ſie begeiſtert

auf
Der Hamburger Sieg

Die Hamburger Wahlen haben gewiß zum Teil einen
lokalen Charakter gehabt. Auch die Perſon unſeres ver
dienten Führers, des Bürgermeiſters Dr. Peterſen, hat
eine beträchtliche Rolle geſpielt, nachdem die Sozialdemo
kraten verſucht haben, ihn von ſeinem Poſten zu verdrän
gen. Aber zieht man das auch noch ab, ſo bleibt doch ein
gewaltiger Erfolg beider liberaler Parteien. Das iſt um ſo
bemerkenswerter, als man allgemein mit einem Rückgang
der Stimmen, ſowohl bei den Demokraten wie bei der deut
ſchen Volkspartei, gerechnet hat. Zwanzigtauſend Anhänger
haben die Demokraten in vier Monaten zurückgewonnen.
Der Auftrieb der Deutſchen Volkspartei iſt nicht ſo groß,
aber doch immerhin beachtenswert. Es iſt das erſtemal,
daß ſie wieder mal mit uns zuſammenſtand, und ſofort
hat ſie einen Sieg zu verzeichnen. Vielleicht zieht ſie die
Lehre daraus, daß ſie auch in Zukunft und nicht nur

Schulgeſetz, ſich ſtärker auf ihre libe
rale Vergangenheit beſinnt. Vor allem aber begrüßen wir
es, daß wir ſelbſt wieder im Vormarſch begriffen ſind.
Wir zweifeln nicht daran, daß der Hamburger Sonntag die
Stimmung im Lande hebt. Die Wirtſchaftspartei,
ſeltſame Gebilde, das auf die vberechtigte Verbitterung des
Mittelſtandes ſpekulierte, hat mit ihrer unpolitiſchen Hal
tung eine kräftige Niederlage erlitten. Mit jedem Gegner
können wir uns ehrlich meſſen, aber nicht mit einer Gruppe,
die weder den Mut zum Ja, noch zum Nein hat, ſondern
zwiſchen Republik und Monarchie, zwiſchen ſchwarzweiß
rot und ſchwarzrotgold, zwiſchen Verſtändigung und Re
vanche hin und her taumelt. Hoffentlich iſt das der Anfang
vom Ende. Auch die Deutſchnationalen bröckeln weiter.
Die Sozialdemokraten haben keine Fortſchritte erzielt, die
Kommuniſten ſind zum Stillſtand gekommen. Vielleicht ge
lingt es wirklich, bei den Reichstagswahlen, eine Mehrheit
aus Demokraten, Sozialdemokraten und Deutſcher Volks
partei herzuſtellen, zu der dann auch noch der bayeriſche
Bauernbund gehören würde. Dann wäre die Machtſtellung
des Zentrums gebrochen, und die Deutſchnationalen in den
Schmollwinkel zurückgewieſen. Man verſtehe uns recht, wir
wollen keine Ausſchaltung des Zentrums. Es ſoll mit
arbeiten, aber es darf nicht uns ſeinen Willen diktieren
und alle wichtigen Poſten im Lande mit Anhängern be
ſetzen.

ar eWas iſt liberal
Eine ZJentrumsbelehrung an die Volkspartei.

Jn dem Rattenſchwanz
Schulfrage am Scheitern des
artikel der
der Deutſchen

von Erklärungen über die
Schulgeſetzes nimmt ein Leit

„Kölniſchen Volkszeitung“ an die Adreſſe
Volkspartei eine beſondere Stellung ein.

Das rheiniſche Zentrumsblatt legt ſeinen Kogalitionsfreunden

von geſtern den liberalen Standpunkt aus und man muß
ſagen, daß dieſe Zentrumsinterpretation nicht ſo ganz un
recht hat. Sie verweiſt darauf, daß die Volkspartei im Bil-
dungsausſchuß an der Ausgeſtaltung des Elternrechtes und

an der Sicherung der r neben den an
deren Schularten in weitaus größten Teil des Reichsgebietes
ſelbſt mitgewirkt habe. Nur für Baden,. Heſ eſſen und einige

andere Teilgebiete des Reiches geſtatteten das die libe
ralen Grundſätze nicht. dieſe regional beſchränkten
liberahen Grundſätze bringt ſelbſt das Zentrumsblatt kein
Verſtändnis auf. „Wenn wir dieſe liberalen Grundſätze
in unſerem Buſen ſagt die „Kölniſche
Zeitung wörtlich ſo würden wir verlangen, daß alle
Deutſchen ihrer Segnungen teilhaftig würden Aber die
Haltung der die nur partikulariſtiſche Reſer
vate für das Simultanſchulmonopal begehrt,
in jedem Betracht.

Für

hegten“. ſo

Volkspartet,

iſt unlog iſch
Um ſie zu erklärnn, muß man ſchon

andere als grundſätzliche Erwägungen heranziehen.“
Welche anderen Erwägungen das ſein könnten, darüber

ſchweigt ſich das Blatt aus. Es deutet nur an, daß man
ſpeziell in Baden darüber Beſcheid wiſſe.

e



Parteiorganiſatiohen Fragen der Weltanſchauung in den
Vordergrund rücken dürfte. Es wird freilich daneben auch

G rade ſoweit die Stellung zu den Sozialiſten in Betracht

rade daraus aber ergibt ſich auch die Notwendigkeit,
e Möglichkeiten eines allzu ſtark ſozialiſtiſch beeinſlußten Re

Der Aufmarſch
6 Von unſerem Berliner Mi arbeiter

Jm Reichstage zerbrechen ſich die Führer der Re
gierungspärteien den Kopf übert ſchlagkräſtige Wahlparolen
Man ahnt ſchon, wie ihre Verſammlungsredner gegenein
ander wettern und ſich Mühe geben werden nachzuweiſen
daß das einjährige Bündnis ein Jrrtum war, daß die
Schuld am Jrrtum aber den anderen zuftele. Der Wandel
hallenwitz läßt die ländlichen Wahlredner der Deutſch
nationalen bereits in den Saal rufen: „Gekettet an den
liberalen Volksſchullehrer, meine Damen und Herren, hat
die Deutſche Volkspartei 3909 000 hungernde Landwirte
dem Hungertode ausgelieſert“. Oder man läßt im Ton des
Wandelhallenwitzes die drei Regierungsparteien darüber
ſtreiten, wer der eifrigſte Vorkämpfer, wer der größte
Gegner der Forderung Hindenburgs war, daß man vor
der Parlamentsauflöſung die ſachliche Arbeit erledigen
m üſſe. Solche Scherze treffen durchaus den Kern dieſes
Wahlkampfes. Die Regierungsparteien untereinunter werden
die eifrigſten Kämpfer ſein Denn kaum jemals iſt auf den
ſchroffen Zerfäll einer Regierungskoglition ſo bald eine
Reichstagswahl geſolgt. Und wenn das Zentrum die Zuſam
menarbeit mit den Deutſchnationalen gllenfalls noch ver
teidigen kann mit dem Hinweis darauf, daß ſie durch
den Brief des Reichspräſidenten an Marx gezwungen wor
den ſei, aus ſtaatsbürgerlichem Pflichtgefühl die Koalition
mitzumachen, ſo ſehlen der Deutſchen Volkspartei ſolche
Verteidigungsmöglichkeiten. Jhr Fraktionsführer Scholz
hatte, noch als die Koalition der Mitte beſtand, den An
ſchluß an rechts aus freien Willen gefordert

Die Deutſche Volkspartei wird überhaupt eine recht
ſchwierige Stellung haben. Denn während der Kompromiß
verhandlungen über das Schuhgeſetz ſind manche Zweifel
an ihrem ilberalen Charakter aufgetaucht, und es wird
ſchwer ſein, dieſe Zweifel wieder auszuräumen. Nicht um
ſonſt lief im Reichstag während dieſer Monate das Ver
ſehen herum: „Und die Volkspartei bleibt dunkel unten
ihrem Führer Nunkel“. Schließlich iſt es ja den vollspar
teilichen Lehrern geungen, mit genauer Not aus dieſer
Dunkelheit herauszukommen und ſich wieder auf liberale
Traditionen zu beſinnen. Aber ſie wird ihr monatelanges
Schwanken ernſtlich zu rechtfertigen haben und im Lande
wird man ihr nicht überall und nicht vhne weiteres glau
ben das iſt der Gewinn, den die Volkspartei aus dem
jahrelang angeſtrebten Bündnis mit den Deutſchnationalen
gezogen hat.

Es wird in dieſem Wahlkampf ja überhaupt vielfach
üm Fragen der Weltanſchauung gehen ſchon deshalb, weil
das Zentrum angeſichts der Zerwürfniſſe in den eigenen

mit der Sozialdemokratie zu kämpfen haben. Die Haltung
der chriſtlichen Gewerkſchaften hat deutlich gezeigt, daß
der gentrumepartei von dieſer Seite her Gefahren drohen

in gibt ſich für die Deutſche Demokratiſche Partei
ine lare Linie Der Rechtsblock iſt im Reichstage
eſcheiktert Die Jeutſche Demokratiſche Parter iſt Kets für

e entſchieden republikaniſche Regierung eingetreten. Ge
den

Die Ceſangenen der Oppoſitivn.
Ben Akiba iſt dementiert worden. Etwas Aehnliches

wie dieſer Koalitionszuſammenbruch war noch nicht da.
Kümmerlicher ging noch niemals eine Koalition zugrunde
Die Rechtspreſſe hat ſich freilich redlich bemüht Zu kitten,
was ſie nur kitten konnte. Wie oft iſt nicht behauptet wor-
den, daß die böſe Linke nur alle Schwierigkeiten aufbauſche.
Alles Reden hat nichts genutzt. Dieſe Koalition konnte nicht
mehr zu neuem Leben durch Redensarten erweckt werden.
Sie war innerlich zerbrochen, und ſie hat das Ende ge
nommen, das ſie nehmen mußte.

S

Nach dem Koalitionsende iſt dann ein Notenkrieg
geführt worden, wie man ihn komiſcher auch noch nicht er
lebt hat. Erklärung folgte auf Erklärung, Richtigſtellung auf
Richtigſtellung. Alle taktiſchen Schachzüge wurden abge
leugnet. Eins aber enthüllte ſich: Das ganze Gezerre der
letzten Tage hatte nicht etwa den Zweck, doch noch eine
Einigung über das Schulgeſetz herbeizuführen. Die end
loſen Verhandlungen gingen nur darauf hinaus, den an
dern mit der Verantwortlichkeit für das Scheitern zu
belaſten. Und wenn künftig irgendwo eine ähnliche Ver-
handlungsart beliebt wird, dann darf man getroſt ſagen:
Hier geht es zu wie im interfraktionellen Ausſchuß der
Rechtskoalition

Die Erklärungen der Regierungsparteien befäßten ſich
ſchließlich ja auch mit dem Schulgeſetz. Am Morgen er
klärt die deutſchnationale Preſſeſtelle: „Das Schulgeſetz iſt
geſcheitert!“ Am Abend aber gibt man die bombaſtiſche Er

Aus dem neueſten Buch von Gertrud Bäumer
„Grundlagen demokratiſcher Politik“, das in den
nächſten Tagen im Verlag G. Braun, Karlsruhe
erſcheinen wird

Wie ſind die Kräſte eines Volkes zur Ganzheit und
Einheit der Nation zu binden Wie iſt aus den mannig
faltigen, individuellen, ihren Zielen verhafteten Strebun
eines Volkes die gemeinſame Richtung zu ſchaffen Wie zu
erreichen, daß in irgendeinem Sinne für jede von ihnen
das Ganze höchſte und letzte Orientierung bleibt Wie
iſt es möglich,, jeden Einzelnen innerlich dem Ganzen ſo
anzuſchließen, daß ſein Leben das Element des nationalen
Lebens unverlierbar und bewußt in ſich aufnimmt? Wie
wird aus einer vielfach gegliederten Menſchenſchar ein
Reich?

Die Geſchichte der Nation zeigt, daß dieſe Zuſammen
faſſung ſtets das zur Grundlage hat, was man „Nativn“
nennt. Ein Volk einheitlicher natürlicher und kultureller
Art. Auch Weltreiche haben ſtets auf dem Nationalbewußt
ſein des führenden Volkes beruht, daß ſich den einge
gliederten anderen mehr oder weniger mitteilte. Biolv
giſches und geſchichtliches Artbewußtſein eines Volkes iſt
die zeugende und konſtituierende Elementarmacht aller
Reiche der Erde. Dennoch ſind die Bedingungen, unter
denen dieſes Bewußtſein ſtaatsbildend wird, jg, die Art
in der es ſich äußert, ſehr verſchieden. Früher war die
Einheit der raſſiſchen, kulturellen, religiöſen und politiſchen
Formen größer und einfacher als in den modernen eurvpä
iſchen Staaten. Heute übertönt und verwirrt die Fülle und
Unüberſehbarkeit der geiſtigen und ſozialen Lebenskreiſe
die Einheit des Nationalbewußtſeins und die Gemein
ſamkeit letzter Ziele Durch das Chriſtentum als die

Religion, deren Reich „nicht von dieſer Welt iſt und deſſen
Botſchaft aklen Völkern galt, iſt die Religion als ſtaats
bildende Macht für die chriſtlichen Völker grundſätzlich
und in weitem Maße auch faktiſch ausgeſchaltet. Wenigſtens
in der primitiven Form der „Staatsreligion“. Die Ver
einigten Staaten von Nordamerika, begründet zur Pflege
gemeinſamen Glaubens, kamen folgerichtig und ſchon früh
zur Einfügung des Artikels in die Verfaſſung, daß es nie
mals eine Staatsreligion geben dürfte. Es bleibt trotzdem
eine gemeinſame Form allen geiſtigen Lebens auch des
weligiöſen als Wichtigſtes in dem Weſentlichen, das

man Volkstum nennt. Aber dieſes Volkstum als ſtaatsbil
den Willen zu verdeutlichen und zu entfalten, iſt viel

Von Dr. Gertrud Bäumer,

ſchwerer, nachdem Religion und Staat guseinandergerückt
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nicht, nährt ſich heute aus

er feige J

i ben
r Ant de

M. d. R.
ſind. Es läßt ſich nicht in eine Lehre ſaſſen, es läß
nur evrleben.

Menſchen realiſteren, was ſie ſind, nur, wenn
Weſen ihnen irgendwie projiziert, gegenſtändlich und
ſchaubar gemacht wird. Nation zum Erlebnis zu m
gibt es vor allem vier Möglichkeiten; die Verkörpe
im Führer, die Bindung an gemeinſame Aufgabe
Ziele, das Jnnewerden gemeinſamer Kulturſchöpfung
Gewöhnung an gemeinſames Handeln.

Die Verkörperung im Führer gibt es als Jnſtituhd Weber
Und als charismatiſche Berufung. Das Problem liegt do hat l
in, daß beides zuſammenfällt. Die erbliche Monarchie ſicht das auf
die Jnſtitution und überläßt das Charisma Gottes den dieſem
Die Lücke die bleibt, weil nun einmal dieſelbe Faml meiger
nicht ununterbrochen „begnadete“ Führer herzugeben Tradition
ſtande iſt, muß ein Glaube der ein Aberglaube Kreis
füllen, der die Würde als ſolche ſublimiert, um ſo derte O
je weniger ſublim ihr Träger iſt. Die realpolitiſche ihts von
verſicherung gegen die Gefahren dieſes Glaubens im Wink
konſtitutionelle Beſchränkung der Monarchie

Die Demokratie verſucht, durch die Wahl die El
von Amt und perſönlicher Berufung zu ſichern. Dadu
verliert die „Repräſentation“ der Nation im Führer e
von ihrem inyſtiſchen Charakter, aber ſie wird im tat
lichen Sinne voller Denn die Nation hat, indem ſte di

wählte, gezeigt, wie ſie ſich in einer Perſon
tiert zu wiſſen wünſcht. Dafür iſt allerdings die W

Wer
Die Deutſch

die Wirtſcha

en Vorgel

h den S
zu zeige

ſich den
parteitechniſchen Einſlüſſen unterworfen, die als Ergeb teunde vr
faſt immer nur die Vertretung von politiſchen Gegen kragen im
ſätz en gebildeten Teile zuläßt. Dieſe Repräſentation e Niagsfraktio
Wählerſchaft zur Repräſentation der Nation zu erweitert gg geſtellt
kann unter Umſtänden dem Präſidenten gelingen, wie e h hätte
großen amerikaniſchen Präſidenten und in gewiſſem
auch den beiden erſten deutſchen Präſidenten gelungen
Aber es iſt auch hier eine Lücke wenn auch anderer
als bei der Monarchie auszufüllen durch die Bedent

die der Würde an ſich gegeben wird. S
Aber in der Demokratie beruht überhaupt das E

heitsbewußtſein der Nation weniger auf der Repräſentat o
durch das Oberhaupt als auf anderen Momenten.
Verſchwinden der Monarchie, oder ihre Entzauberung, n Bevölke
poſitiv, daß in den modernen Völkern die inneren V gen bei
ſetzungen für eine ſolche perſonelle Vertretung der Natio krügſichti
ebenſo im Schwinden ſind wie das Bedürfnis danack n von je
Das Einheitsbewußtſein der Nationen, ob Republiken ode en müßte

anderen Quellen. i Auſna
ma ſſefußes t

müſſen.
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kratiſcher Seite dafür zu ſorgen haben, daß neben den ſozia
liſtiſchen Volkskreiſen auch die republikaniſchen Kreiſe des
Bürgertums im ausreichendem Umfange vertreten ſind,
und daraus ergibt ſich, daß die Deutſche Demokratiſche
Partei auch nach links hin eine Abwehrſtellung einnehmen
muß.

Bauern und Landwirtſchaftsnot
Bäuerliche, nicht großagrariſche Politik!

Der demokratiſche Reichstagabgeordnete Lemmer
ſprach in Kolberg in einer öffentlichen Kundgebung des
Pommerſchen Bauernvereins über „Die Parteien zur Not
(age der Landwirtſchaft Viele Bauern, die ſich von der
jeht in den leßten Zügen liegenden Regierungskoalition, in
der der Landbund den entſcheidenden Einfluß hat, Rettung
verſprochen hätten, ſeien heute aufs ſchwerſte enttäuſcht.
Erfreulich ſei daß ſich die Bauernſchaft nicht mehr vor den
Karren des Großgrundbeſitzes ſpannen laſſe und ſich auf
ſich ſelbſt beſinne. Von der bäuerlichen Führung verlange
die Bauernſchaft heute in erſter Linie Stabiliſierung der
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Preiſe der land wirtſchaftlichen Produkte. Abgelehnt
der weiter vom Großgrundbeſitz geforderte Zollſchut
Futtermittel. Gefordert wird ein Zollſchutz für land
ſchaftliche Veredlungsprodukte. Großen Beifall fand e
mer mit ſeinen Vorſchlägen, die zu einer wirkſa
Herabſehung der Produktionskoſten der Landwirtſchaf
ren müſſen.

In den letzten Jahrzehnten hätten 60 000 bommer
Landleute ihre Scholle verlaſſen und ſeien in die Großſtalfangepar
gezogen. Dagegen ſind noch in dieſem Jahr im Winke lichen
40000 polniſche Wanderarbeiter in der deutſchen Lant derung
wirtſchaft beſchäftigt geweſen. Aufgabe der Bauernorgan n und
ſationen wird es ſein, durch Forderung und Unterſtützun etten J
einer großzügigen Siedlungspolitik eine Beſſerung vorzu ſhen. Al

bereiten. a hggſreunDer preußiſche Landwirtſchaſftsminiſter Steiger hat ſſuftspart

der Verſammlung telegraphiſch ſeine Wünſche übermittel en Kre
Die Bauern wählten ſchließlich eine Abordnung, die in daran
Berlin den Miniſter perſönlich über die Lage des pomme
ſchen Kleingrundbeſitzes unterrichten und Vorſchläge Preuß

e Köl
ſchen

ſich auch hier gezeigt, der Fehler nämlich, daß ſie die frei
heitlichen Kräfte unſeres Volkes erheblich unterſchätzt haben.
Das hat zu ihren überſpannten Forderungen geführt. Wenn
das Zentrum ſolche Forderungen aufſtellt, ſo wird ſich
ſelbſtverſtändlich kein liberaler Mann darauf einlaſſen kön
nen. Aber beim Zentrum iſt das immerhin noch erklärlich
aus dem katholiſchen Dogma heraus. Die Deutſchnationalen
aber halen den evangeliſchen Gedanken in einer Art und
Weiſe verkannt, die ſich nur ſo erklären läßt, daß gewiſſe
Führer in der evangeliſchen Kirche, die den Zuſammenhang
mit dem Volke verloren haben, den Ton angeben könnten.

Es iſt aber noch ein grundſätzliches Nachwort nötig.
Die Wurzel des Uebels, der wahre Grund zur jetzigen
Situgtion liegt eigentlich in dem Verhalten der beiden
volksparteilichen Miniſter im Kabinett, die da
mals bei der Beratung des Schulgeſetzentwurfes im Ka
binett dieſein Entwurf nur unter Vorbehalten zugeſtimmt
haben. Bei der erſten Beratung im Plenum haben die
demokratiſchen Vertreter deshalb gleich mit Recht darauf
hingewieſen, daß man über die Stellung des Reichskabinetts
zu dieſen Entwurf Klarheit verlangen müſſe. Eine Zu
ſtimmung mit Vorbehalten, das iſt eine ſtaatsrechtliche Un
möglichkeit. Es iſt auch parlamentariſch ganz unmöglich.
So kann man nicht regieren, und ſo kann keine Regierung
führen. Dann braucht man ja die ganze Kabinettsbergtung
nicht, ſondern überläßt alles dem Reichstag, und dann muß
ja eine jede Regierung bei ſolchem Geſetzentwurf von
vornherein ihr Desintereſſement erklären.

Die Koalition ſchmort jetzt in ihrem eigenen Fett
Die Koalitionsparteien ſind die Gefangenen der

klärung heraus Das Schulgeſetz iſt nicht tot, es lebt im
Volksbewußtſein!“ Und die Deutſchnationalen erklären wei
ter, daß ſie im Wahlkampf mit dem Schulgeſetz große
politiſche Geſchäfte zu machen hoffen. Die Augen werden
ihnen übergehen! Der alte Fehler der Deutſchnationalen hat

Oppoſition geworden, und die Oppoſition brauchte in
dieſen Tagen nichts anderes zu tun, als Gewehr bei Fuß
zu ſtehen. Es iſt nur konſequent, wenn jetzt, nachdem die
Koglition auseinandergebrochen iſt, die Miniſter der ver
floſſenen Koalition ſich auch mit den Oppoſitions Parteien

wirkſamen Abhilfsmaßnahmen machen ſoll.
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in Verbindung ſetzen und bei ihnen um gut Wetter bitte
Es geht jetzt nicht mehr ohne die Oppoſition. Man kan
nicht mehr ohne die Oppoſition regieren, ſondern man
auf ſie angevieſen. Dann muß man aber auch die Wünſa
der Oppoſition erfüllen. Die politiſche Arbeit dieſes Ki
binetts iſt zu Ende, es geht nicht mehr anders, daß n
noch etwa politiſche Beamte ernannt werden, ſondern dieſ. en
Kabinett muß ſich als veines Geſchäftskabinett fühlen u
darf nur dieſenigen Arbeiten erledigen, die in dieſen an

men paſſen. d htDer Kampf der Parteien iſt freilich nicht ein Kammin Re
um ſeiner ſelbſt willen, ſondern es handelt ſich bei ihm udie Erledigung der politiſchen Aufgaben Jnſofern iſt al Ungen
ſtaatspolitiſchen Gründen heraus die Oppoſition unter Un We wir
ſtänden bereit, an der Erledigung dieſer Aufgaben mit nacht
wirken. Zu dieſen Aufgaben gehört ja einmal die Ve ihetabt
abſchiedung des Etats, es gehört zum andern dazu d n Rech
Erledigung des Kriegeéſchädenſchlußgeſetzes und die Scha Wer bie
fung eines Geſetzes für die Kleinrentner. Was d nur
beiden letzten Geſetze ankangt, ſo hat ſich die demokratiſc r di
Partei ſtets beſonders für ihre Verabſchiedung ausgeſpr l daß
chen. Sie hat im Hinblick auf die Kleinrentner die Jniti
tive ergriffen. Die Negierungspartkeien haben, als ſie no
in einer Koalition beiſammen waren, die Angelegenhe
vertagt und de ſchleppt. Das geht jetzt nicht mehr an. Dhin
Demokraten werden gern darauf verzichten, billige agit
toriſche Erfolge in der Kleinrentnerfrage zu erzielen D
Demokraten geht es um die Sache. Sollte die demokratiſe
Reichstagsfraktion in der nächſten Koalition vertreten ſei
ſo würde ſie mit der gleichen Entſchiedenheit wie jetzt e
ſchnellſte Erledigung des Kleinrentnergeſetzes fordern. Ueb
das Arbeit programm im einzelnen wird ja noch verhande
werden müſſen. Bei den bisherigen Regierungspartei
wird es liegen, ob ſich ein Arbeitsprogramm für d
nächſten Wochen aufſtellen und durchführen läßt.
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iſchen Fürſtentums Lübeck;
e Bibliothek mit
nach doch nicht außerhalb der Welt zu liegen! Auch

en dort Maſchinen und Oefen hergeſtellt. Es ſind alſo

Inzeiger für das Fürſtentum Lübeck
Ja, ſo etwas gibt es noch!

Wir leſen im letzten Heft der „Republik“: Noch heute
heint der Anzeiger in Eutin mit der Bezeichnung „für
Fürſtentum Lübeck“! Im Bewußtſein der Eutiner ſcheint
Fürſtentum Lübeck noch zu exiſtieren, trotz Revolution,

z zehnjähriger Republik! Ob man ſo ans ſchlafen
ne
Eutin Was mag däs für ein Städtchen ſein Jch

aüge im „Meyer“ nach: Einſt Hauptſtadt des olden
im Holſteiniſchen; beſitzt

30 000 Bänden! Alle Achtung, ſcheint

h Arbeiter dort! Dann iſt dort der e
rig v. Weber geboren worden, der Dichter der „Luiſe“,
H. Voß hat lange Zeit dort gelebt! Ein Städtchen galſo,

etwas auf ſich halten darf.
n dieſem Städtchen erſcheint nun ſchon ſeit 1741

Anzeiger für das Fürſtentum Lübeck“ Ob er kraft
er Traädition wohl glaubte, heroiſcher ſein zu müſſen,
die „Kreuzzeitung“, die am 9. November 1918 ihren
f änderte Oder ob er im ſtillen Winkel dahindämmerte
nichts von der Revolution erfuhr Jedenfalls ein

im Winkel, und vor allem eine Rarität.“

Wer ſorgt für die Siedlung?
Die Deutſchnationglen, die Volkspartei, das Zentrum

d die Wirtſchaftspartei haben unter dem Druck des demo
chen Vorgehens in den letzten anderthalb Jahren ſich
t, den Siedlungsfragen gegenüber ein freundliches
t zu zeigen. Es war geradezu Mode geworden bei
ſich den erſtaunten Bauern und Siedlern als Sied

gefreunde vorzuſtellen. Bei der Beratung der Sied-
gefragen im Reichstag hatte nun die demokratiſche

tagsfraktion mehrere Anträge zur Förderung der
ng geſtellt, bei denen ſich dieſe Siedlungsfreundlich-

hätte erweiſen müſſen. So wurde gefordert, daß
gierung dafür ſorgen ſolle, daß die Preisſpanne
den Ankaufspreiſen für die Siedler und den Ab
ſen für das Siedlungsland an den einzelnen Sied
die jetzt unerträglich hoch ſind, eine Verringerung er
müſſen. Ferner wurde verlangt, daß die Anlieger

die in den letzten Jahren in bedauerlichem Maße
ſigt worden iſt, mehr wie bisher gefördert werden

Der Wunſch, der in den Siedlungsgebieten einge
n Bevölkerung, daß auch ſie nach jahrelangen Ver

en bei der Abgabe von Siedlungsland ausreichend
ückſichtigt werden müßten, iſt doch ſo berechtigt,

an von jedem wahren Siedlungsfreunde Unterſtützung
ten müßte. Auch die anderen demokratiſchen Forde
n Auſnahme einer Auslandsanleihe, VerbilligungSfußes durch Reichszuſchüſſe, Schaffung eines Dauer

nſtitutes, die Cewährung einer mehrzährigen Steuer
er Erlaß der Grunderwerbsſteter bei dem Er

n Siedlungsland, die Senkung der Zinsſätze für
S eußiſchen Siedlungskredite, die bisher I höher

die Reichskredite, liegen in der Linie einer wirk
Förderung der land wirtſchaftlichen Siedlung. Trotz

oller Begründung durch den demokratiſchen Ab
en Rönneburg wurden alle dieſe Anträge von den

ingsparteten und von der Wirtſchaſtspartei abgelehnt.

n gleichen Schickſal verfielen der demokratiſche Antrag,
Förderung des Kleingartenweſens Mk. 200 000. ein

und zur Unterſtützung der gus Rußland zurück
derten Deutſchruſſen 30 000 Mark mehr in dem Etat
chen. Aus dieſen Vorgängen mag man die wahre
ngsfreundlichkeit der Regierungsparteien und der
haftspartei erkennen, insbeſondere aber werden die

Kreiſe ſich bei den bevorſtehenden Reichstags
daran erinnern müſſen.

reußen und die Landwirtſchaft
Ein Eingeſtändnis.

die „Kölniſche Zeitung gibt den Runderlaß des
ß ſchen Finanzminiſters wieder, in dem Steuererleich

für die Landwirtſchaft in weitgehendem Maße
ndigt werden. Es iſt bemerkenswert, daß das Blatt
eütſchen Volkspartei, alſo einer Partei, die ſich in

in Oppoſitionsſtellung zur gegenwärtigen Preußen
ing befindet, dieſe Nachricht mit nachfolgendem Kom

ar verſieht: „Man möchte es einmal gerne hören, daß
i land wirtſchaftlichen Verſammlungen dieſes preitgi

WVorbild anerkannt und hervorgehoben wird. Leider
ßt ſie das weil aus parteipolitiſchen Gründen von

n nichts Gutes für die Landwirtſchaft kommen darf.“

Rechtsanſpruch für Kleinrentner
üngenügende Vorſchläge der Reichsregierung.

wir hören, werden zurzeit im Reichsarbeitsmini
n nach der geſetzestechniſchen Seite hin die Vorſchläge

Skabinetts bearbeitet, die den Kleinrentnern einen
Rechtsanſpruch gewähren ſollen. Nach all dem,

r bisher verlautet, handelt es ſich bei dieſen Vor
nur um Anſprüche „minderen Rechts“. Die Richt

ür die Kleinrentnerfürſorge ſollen dahin geändert
daß die den Gemeinden auferlegte Fürſorge aus

Kann- Vorſchrift in eine Muß Vorſchrift verwandelt
Damit verliert zwar in gewiſſem Sinne die Unter
g für die Kleinrentner den Almoſen-Charakter. Ein
anſpruch iſt jedoch inſofern nicht gegeben, als die
ge ſelbſt beſtimmt, wer von den Kleinrentnern be

g iſt oder nicht. Der Rechtsanſpruch iſt alſo in keiner
einklagbar. Der demokratiſche Geſetzentwurf geht ge

in dieſer Hinſicht ſehr viel weiter und regelt das ganze
ren, in dem er klare Verhältniſſe ſchafft. Jm Augen

t iſt noch nicht entſchieden, in welcher Weiſe die Aende-
der Richtlinien geſetzestechniſch behandelt werden

der die Wirtſchaftspartei.
Die Aufwertungsgruppe im ſächſiſchen Landtag wollte

erung auffliegen laſſen falls der wirtſchafts
eiliche Miniſter nicht ſeine Maßnahme über die

Wohnungswirtſchaft zurückzieht Jm interfraktionellen Aus
ſchuß der Regierungsparteien einigte man ſich dahin, daß
die Regierung die Lockerungsverordnung über die Woh
nungswirtſchaft für die Gewerberäume in Chemnitz ſofort
auſhebt. Die Wirtſchaftspartei hat ſich in dieſem Falle
wieder als Gegnerin von Handel und Gewerbe er
wieſen

Das Zentrum und der Hindenburgbrief.
Das linksſtehende Zentrumsorgan „Weſtdeutſches

Volksblatt in München-Gladbach ſchreibt:
„Aufgeregte Menſchen reden angeſichts dieſes zweiten

Hindenburgbriefes von Diktatur. Das iſt Unfug. Wir haben
nach wie vor auch zum gegenwärtigen Reichspräſidenten
das Vertrauen, daß er zur Demokratie ſteht, weil er zu
ſeinem Wort ſteht. Aber eine größere Zurückhaltung möch
ten auch wir befürworten. Kann man ſich vorſtellen, daß
Hindenburg in einer ſchwierigen politiſchen Situation
etwa einem parteitaktiſchen Wunſche der Sozialdemokratie
nächgeben würde? Man kann es ſich nicht vorſtellen, und
geſchähe es, ſo würden wir es genau ſo bedauern, wie in
dem jetzigen Falle, wo der Schein entſtanden iſt, als habe
das Reichshaupt zugunſten der Rechtsparteien ſeine Objek
tivität verlaſſen.

Praktiſche Landwirtſchaftshilfe.
Wie mitgeteilt wird, iſt es dem demokratiſchen Land

tagsab geordneten Wachhorſt de Wente, der auch dem
Ausſchuß der Preußenkaſſe angehört, gelungen, für die
Provinz Hannover noch einen Gräſerkredit von einer Million
Mark zu erwirken. Dieſer Kredit iſt beſtimmt für diejenigen
Waldbeſitzer, die im Frühjahr Weidevieh zukaufen müſſen
und es im Herbſt wieder verkaufen.

Das Geld iſt bereits der Hannoverſchen Provinzial
genoſſenſchaftskaſſe zugeführt und muß ſpäteſtens am 15.
November dieſes Jahres wieder zurückgezahlt werden.

Hilfe ſür die Deutſchen in Oſt- Oberſchleſien.
Jm Oſtausſchuß des Reichstages regte Abgeordneter

Dr. Bergſtraeſſer (Dem.) an, die Regierung zu ver
anlaſſen, aus einem Härtefond Mittel zur Verfügung zu
ſtellen, um den in Oſtoberſchleſten entlaſſenen deutſchen
Angeſtellten und Arbeitern, beſonders denen der Chorzower
Stickſtofewerke helfen zu können, bis ſie eine neue Berufs
ſtellung gefunden hätten. Der Ausſchuß entſprach dieſer
Anregung

Weſtarp kommandiert ab
Die neuen Bauernparteien

Der frühere Reichsernährungsminiſter Reichstagsab
geordneter Feh r, Mitglied des Bayriſchen Bauernbundes,
hat mit den drei anderen Abgeordneten dieſes Bundes die
Fraktions gemeinſchaft mit der Wirtſchaftspartei gelöſt, um
eine eigene Deutſche Bauernpartei zu gründen.
Der Austritt der drei deutſchnationalen Bauernabgeord
neten aus der Deutſchnationalen Volkspartei zur Be
gründung einer „Chriſtlich- nationalen Bauernpartei“, die
neuerdings Zuwachs durch den deutſchvölkiſchen Reichs

J näch
Demokraten werbefü die Parten

neueren Meldungen als ein Konkurrenzmanöver
gegen dieſe Fehrſche Gründung dar. Die drei Sezeſſio
niſten ſind zu der Neugründung abkommaändiert
worden. Sie haben, ſo ſtellt die Korreſpondenz der Zen
trumspartei feſt, den Schritt im Auftrage des Reichsland
bundes vollzogen

Weſtarp kommandiert ab. Das gleiche Verfahren wie bei
der Annahme des Däwesplans

Soziales
Gegendenkſchriſt des Gewerkſchaftsringes zur Lohnpolitik.

Der Vorſtand des Gewerkſchaftsringes Deutſcher Ar
beiter Angeſtellten und Beamtenverbände hat von dem
Wortlaut der Denkſchrift der Vereinigung der Deutſchen
Arbeitgeberverbände Kenntnis genommen und bereitet eine
Gezendenkſchrift vor, die den Standpunkt der Arbeiter und
Angeſtellten wiedergeben ſoll, damit die Oeffentlichkeit ein
vollkommenes, keinesſfalls einſeitiges Bild über die Tatſachen
ünd Vor ä ge vermittelt bekommt

Die H. D.-Gewerkſchaften zur Lage
Vom Eewerkverein deutſcher Metallarbeiter Hirſch

Duncker wird mitgeteilt: Durch die Verbindlichkeitserklä
rung des Schiedsſpruches iſt der Kampf in der mitteldeut
ſchen Mekallinduſtrie beendet. Wir fügen uns den ge
ſetz lichen Beſtimmungen. Der Beſonnenheit der
ſtreikenden und ausgeſperrten Metallarbeiter iſt es zu dan
ken, daß die er wochenlange Lohnkampf trotz der verſchieden

ſten Provokationen muſtergültig geführt wurde. Sie gehen
mit dem Bewußtſein wieder in die Betriebe, den Kampf
um die Belange ihrer Jntereſſen für ſich und für die Ar
beitskollegen in den anderen Landesteilen nicht vergeblich
geführt zu haben. Die von ſeiten des Geſamtverbandes
deutſcher Metallinduſtrieller angedrohte Geſamtausſperrung
hat bewieſen, daß es ſich hierbei weniger um die Höhe derLohnzulagen, ſondern un das Prinzip als ſolches ge
handelt hat. Mit dieſer Gewaltmaßnahme iſt eine neue
Verſchärfung der Gegenſätze heraufbeſchworen, für deren
Folgen der Geſamtverband deutſcher Metallinduſtrieller
die volle Verantwortung zu tragen hat.

Beamtenfragen
Demokraliſche Beamtentagung.

Die für den Reichsvorſtand des Reichsausſchuſſes der
Deutſchen Demokratiſchen Beamten für Sonntag, dem 19.
ds Mts. angeſetzte Sißung iſt vertagt worden. Die Tagung
ſindel nunmehr am 27. Februar von 14 Uhr ab im Konfe-
renzſaal des Demokrat iſchen Klubs in Berlin, Viktoria
ſtr. 24, ſtatt.

Penſionierung von Warteſtandsbeamten.
Der Reichstag hat bei der Verabſchiedung des Beſol

dungsgeſetzes einen en de u angenommen, wo
nach die Warteſtandsbeamten, die nicht wieder eingeſtelltwerden können, penſioniert er ſollen. Jm Ausſchuß

für Beamtenfragen des Preußiſchen Landtags führte der
Vertreter des Preußiſchen Finanzminiſters, Oberfinanzrat
Froſch, zu dieſer Frage aus, daß zu der Penſionierung der
Warteſtandsbeamten, falls ſie nicht dauernd dienſtunfähig
ſeien, jede geſetzliche Handhabe fehle. Preußen habe auch
ſicht die Abſicht, im Sinne der Entſchließung des Reichs

tages Penſionierungen von Warteſtandsbeamten vorzu
nehmen.

Um das Beamtenheimſtättengeſetz
Das Beamtenheimſtättengeſetz iſt bereits im Monat

Juni vorigen Jahres vom Reichstag angenommen und
vom Reichspräſidenten verkündet worden. Bis heute iſt
die Durchführungsverordnung aber noch nicht erſchienen
Es iſt jetzt eine Verſtändigung zwiſchen dem Reichsarbeits
miniſter und dem Reichsminiſter des Jnnern zuſtande ge
kömmen. Der Reichsarbeitsminiſter hat daraufhin im Ein
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Jnnern den Ent
wurf einer Verordnung für Durchführung des Geſetzes über
die Abtretung von Beamtenbezügen zum Heimſtättenbau
dem Reichsrat mit dem Erſuchen um Zuſtimmung vor
gelegt. Es iſt zu erwarten, daß vom Reichsrat die Ver
ordnung in aller Kürze endgültig verabſchiedet wird. Das
Geſeh ſieht für Durchführung des Verfahrens Abtretungs
und Ermächtigungsſtellen vor. Die Durchführungsverord-
nung wird dieſe beiden Stellen näher erläutern. Nähere
Auskunft über das Abtretungsverſahren zwecks Heim
gättenbau, das nach Erlaß der Durchführungsverordnung
praktiſch in Anwendung kommen wird, gibt das Heimſtät
tenamt der Deutſchen Beamtenſchaft e V. Berlin-Eich
kamp, eine Organiſation der Beamtenſpitzengewerkſchaf
ten, das die Anregung zu dem Beamtenheimſtättengeſetz
bekanntlich gegeben hat.

Hilfsmaßnahme für ältere Angeſtellte
Die demokratiſche Reichstagsfraktion hat zugunſten der

älteren Angeſtellten beim Reichstag einen Antrag einge
bracht, durch den die Altersgrenze in der Angeſtelltenver
ſicherung auf 60 Jahre herabgeſetzt werden ſoll. Leider wird
es infolge der politiſchen Situation nicht mehr möglich ſein,
daß dieſer Antrag von dieſem Reichstag erledigt wird. Jm
Intereſſe der Notlage der älteren Angeſtellten iſt dieſe
Entwicklung nur zu bedauern

Aus der Arheit

der demokratiſchen Landtagsfrabtion

Aenderung der Wahlvorſchriſten für die Landwirtſchaſts
kammern.

Angeſichts der zahlreichen Mißſtände, die ſich bei den

Wahlen zu den Vorſtänden der Landwirtſchaftskammern
gezeigt haben, hat die demokratiſche Landtagsfraktion in
Preußen einen Jnitiativgeſetzentwurf eingebracht dem e
zufolge die Wahl der Mitglieder des Vorſtandes der Land

wirtſchaftskammern einſchließlich des Vorſitzenden nach den
Grundſätzen der Verhältniswahlen zu erfolgen hat. Jn
nerhalb drei Monaten nach Verfügung des Geſetzes haben
ſämtliche Landwirtſchaftskammern zu den Neuwahlen ihres
Vorſtandes und des Vorſitzenden zu ſchreiten.

Polizeibeamte als Siedler.
Die demokratiſche Landtagsfraktion in Preußen hat

nachſtehenden Antrag eingebracht: „Der Landtag wolle be
ſchließen Das Staatsminiſterium wird erſucht, dafür Sorge
zu tragen, daß vom Lande ſtammenden Schutzpolizeibe
amten bei Ablauf ihrer Dienſtzeit Gelegenheit geboten wird,
auf einem Lehrgut rationelle Wirtſchaftsweiſe zu erlernen,
damit ſte in der Lage ſind, eine Siedlerſtelle zu über
nehmen.“

Parteinachrichten
Demokratiſche Glückwünſche für Hamburg.

Der Hauptvorſtand der Demokratiſchen Partei hat
an die Demokraten in Hamburg aus Anlaß des Wahler
folges ein Glückwunſchtelegramm gerichtet und den Ham
burger Freunden für die aufopfernde und muſterhafte Wahl
arbeit den herzlichſten Dank ausgeſprochen

Demokratiſche Siedlungsarbeit
Bei der Haushaltsberatung über das landwirtſchaft

liche e en führte der Abgeordnete Rönne-
burg (D. D. P.) folgendes aus:Es t Zwar nicht zuletzt dank der energiſchen Ar

beit der Deutſchen Demokratiſchen Reichstagsfraktion ge
lungen, das öffentliche Jntereſſe für die Notwendigkeit
der Siedlung wieder zu erwecken. Es ſind auch dankens
werterweiſe vom Reich und auch von Preußen erhebliche
Geldmittel zur Verfügung geſtellt worden. Aber das Er
gebnis der Siedlungsarbeit im ganzen iſt ſehr unbefriedi
gend. Was bedeutet es, wenn ein 62 Millionen-Volk, das
jährlich Hunderttauſende von Arbeitsloſen hat, 5000 Men
ſchen durch die bäuerliche Siedlung neue Exiſtenz ſchafft!
Viel größer wie der Gewinn an Bauernkraft iſt noch immer
der Verluſt, der durch Wanderung und Entwurzelung von
Bauern und Landarbeitern herbeigeführt wird. So hat
beiſpielsweiſe Oſtpreußen vom Jahre 1919 bis 1925 einen
einen Aenderungsverluſt von 158000 Menſchen gehabt
Wie rieſenhaft groß ſind dagegen die Leiſtungen unſerer
öſtlichen Grenzſtaaten. Deutſchland iſt geradezu eine Jnſel
des feudalen Großgrundbeſitzes in Europa geworden. Auch

aus den Worten von Miniſter Brauns ſprach die Sorge
über dieſes mangelhafte Ergebnis Leider hat er uns nicht
geſagt, was getan werden ſoll, um zu größeren Fort
ſchritten zu kommen. Ganz abwegig iſt der Vorſchlag des
Abgeordneten Meyer (Wirtſch. Vereinigung), der die land
wirtſchaftliche Siedlung dem Reichsernährungsminiſterium
ünterſtellen will. Glaubt er, daß dann mehr wie bisher



die bauerlichen Intereſſen berückſichtigt werden Natio
nale, bevölkerungspolitiſche, wirtſchaftspolitiſche Gründe
ſchreien nach Siedlung. Beſonders dringend notwendig iſt
die Siedlung für unſer öſtliches Grenzland. Dort iſt durch
den Verluſt großer Gebiete für viele kleine Städte für In
duſtrie, Handel, Gewerbe und Handwerk der Abſatzmarkt
verloren gegangen Sie kann man nur dann wieder lebens
ſähig machen, wie es das nationale Intereſſe erfordert,
wenn man um dieſe Städte einen Kranz von lebens
kräftigen Bauerndörfern ſchafft

Weit mehr wie bisher muß für die Anliegerſiedlung
getan werden. Beſonders aus Schleſien werden hier be
rechtigte Klagen vorgetragen. Man kann nicht die berech
tigen Siedlungswünſche der alteingeſeſſenen Bevölkerung
zugunſten der Zuzügler vernachläſſigen- Auch Domänen
land muß für die Siedlung genutzt werden. Wenn man der
ſehr gefährlichen Landarbeiterflucht begegnen will, ſo müſ
ſen ſie bei der Siedlung viel mehr berückſichtigt werden
auch dann, wenn ihnen, wie anderen tüchtigen bäuer
lichen Siedlern das nötige Betriebskapital fehlt. Die
Reichs und preußiſchen Siedlungskredite müſſen zu dem
gleichen Zinsſuß und zu den gleichen Bedingungen gegeben
werden Dem Reichstag ſollte jährlich eine Ueberſicht
über das Ergebnis der Siedlungsarbeit vorgelegt werden.
Man ſollte auch Maßnahmen trefſen, um das Land
der nicht mehr exiſtenzfähigen Großbetriebe für die bäuer
liche Siedlung aufzunehmen.

Noch immer erheben die Flüchtlingsſiedler berechtigte
Klagen Beſonders, nachdem ihre Hoffnüngen auf endliche
Regelung ihrer Anſprüche durch das Kriegsſchädenſchluß
geſetz offenbar wieder enttäuſcht werden.

Wir verlangen auch die Unterſtützung des deutſchen
Kleingartenweſens, das ſo große Werte geſchaffen hat.
Noch immer warten wir auf ein Dauerpachtſchutzgeſetz.
Die Not der Pächter wird viel zu wenig beachtet. Viele
landwirtſchaftliche Eigenbeſitzer, die mit am lauteſten über
die Not der Landwirtſchaft klagen, ſtellen doch unbegreif
lich hohe Pachtpreisforderungen.

Wir erwarten, daß der neue Reichstag auf dem Ge
biete der Pacht-, Kleingarten- und Siedlungsfragen ſich
tatkräſftiger erweiſen wird. Hier bietet ſich die Möglichkeit,

e

die deutſche Agrarpolitik, die bisher Großgrundbeſitzer
politik war, zur Bauernpolitik zu machen.

Demokratentagung in Sachſen
Gute Wahlausſichten.

Der Parteivorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Par
tei im Freiſtaat Sachſen und die demokratiſche Landtags
tagsfraktion hielten am 18. Februar eine gemeinſchaftliche
ſtark beſuchte Verſammlung ab, in welcher der Vorſitzende,
Reichsminiſter a. D. Dr. Külz, zunächſt über die politiſche
Lage berichtete Es wurde beſchloſſen, als Auſtakt zu den
Wahlen einen Landes-Parteitag mit einer großen pro
grammatiſchen Kundgebung abzuhalten. Man war über
zeugt, daß die Partei mit Zuverſicht in die Wahlen gehen
könne, denn der Zuſammenbruch der Rechtsregierung iſt
ſo ungeheuerlich, daß die Wählerſchaft ihn erkennen und
durch die Wahlen für eine demokratiſche Neuorientierung
der deutſchen Politik ſorgen wird. Zu einer längeren Aus
ſprache führte der Beſchluß des ReichsbannerVorſtandes,
die Altſozialiſten nicht mehr als republikaniſche Partei anzu
erkennen. Die Verſammlung bedauerte lebhaft die dadurch
in das Reichsbanner getragene Unruhe und gab ihrer
Ueberzeugung Ausdruck, daß das Reichsbanner nach wie vor
allen republikaniſchen Parteien in gleicher Weiſe offen
ſtehen müſſe.

Proſeſſor Hellpach Reichstagskandidat
Auf der Wahlkreisvorſtandsſitzung in Ludwigshaſen,

die aus allen Teilen der Pfalz ſtark beſucht war, wurde
durch Stimmzettelwahl einmütig Profeſſor Willi Hellpach
als erſter Reichstagskandidat und Nachfolger Raſchings
aufgeſtellt.

Demokratiſche Partei an Finanzminiſter Henrich.
Der Vorſtand der Demokratiſchen Partei (KochWeſer,

Exkelenz, Fiſcher) hat an den aus ſeinem Amte ſchei
denden Finanzminiſter Henrich in Darmſtadt nochfolgendes
Telegramm gerichtet: „Nach faſt zehnjähriger verdienſt
voller Tätigkeit als heſſiſcher Finanzminiſter ſcheiden Sie
nunmehr aus ihrem Amte. Der Parteivorſtand der Deut

ſchen Demokratiſchen Partei dankt Jhnen für
opferungsvolle Arbeit, die Sie in allen dieſen Jal
leiſtet haben und gibt der Hoffnung Ausdruck
recht bald, völlig geneſen, weitere wichtige Dienſt
Heimat und unſerer Partei leiſten können
heſſiſche Land tagsfraktion hat ein Schreiben im
Sinne an Finanzminiſter Henrich gerichtet.

Proſeſſor Dvormann 70 Jahre.
Der frühere Reichstagsabgeordnete des Kreiſes

Bunzlau (Liegnitz 49) Profeſſor Doormann, feierte a
Februar in Wernigerode ſeinen 70. Geburtst
gebürtigen Holſteiner wurde nach Abſchluß mathematſfund naturwiſſenſchaftlicher Studien Oberſchleſien zur u

Heimat, wo er lange Jahre im Sinne Eugen Richt
führender Stelle politiſch tätig war, vbwohl ſich
ſeit Anfang der 80er Jahre vielfache Schwierigke e
ſeinen Behörden ergaben. Jn Schweidnitz, Brieg,
und Königshütte lehrte er nicht bloß die Jugend
kämpfte er auch für Fortſchritt und Freiheit. V
bis 1918 gehörte er dem Reichstage an, wo er ei
bare parlamentariſche und ſchriftſtelleriſche Tätig
faltete. Nach dem Zuſammenbdruch ſtand Dr. D
dann jahrelang auf einſamem Poſten in Königsh
hin ihn 1900 eine Straſverſetzung ſeiner Behörde
hatte, als Mittelpunkt der deutſchen Bewegung, eine
für die Deutſchen, gehetzt von den Polen, die i
ſeiner Ueberzeugung willen ſogar ins Gefängnis b
Als die meiſten deutſchen Beamten und Lehrer d
gaſtliche Land verließen, harrte er aus, bis 1926,
weiteres Verbleiben zwecklos geworden war. Sei
Dr. Doormann ſeinen wiſſenſchaftlichen Neigung

jüngſt eine vielbeachtete Arbeit zur Geſchichte
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Auf dem Kreisparteitage der Kreiſe Liebenwerda Torgau wer rn

Preußiſcher Handelsminiſter r. Schreiber Profeſſor Hr. Kaſtner re
nachmittags 3 Uhr im „Preußiſchen Hof in Falkenberg,

Bezirk Halle
Halle. Deutſche Friedensgeſellſchaft, Ortsgruppe Halle

Saale. Jn der am 28. 2. 1928 ſtattgefundenen Jahres
hauptverſammlung der Deutſchen Friedensgeſellſchaft, Orts
gruppe Halle S., wurde dem Vorſtand und der Kaſſtererin
einſtimmig Entlaſtung erteilt. Durch kluge Maßnahmen iſt
die Finanzlage günſtig, ſo daß das neue Geſchäſtsjahr
Möglichkeiten für den weiteren Ausbau der Orksgruppe
bietet. Verſchiedene wichtige Beſchlüſſe in der Zeitungsfrage
wurden der Berliner Zentrale übermittelt. Die Neuwahl
zeitigte einſtimmig folgendes Ergebnis: Möller: 1. Vorſ.,
Klemich: 2. Vorſ., Grauert: I. Kaſ., Heidler: 2. Kaſ, Stan
narius Schriftf, Wege: 2. Schriftf., ſowie die ent
ſprechende Anzahl Beiſitzer.

Die Ortksgruppe wird zunächſt die auf dem Boden der
Verfaſſung ſtehenden Republikaniſchen Parteien mit Klein
arbeit in der Vorbereitung der Wahl unterſtützen, um nach
erfolgter Wahl wieder ſelbſtändig mit größerer Agitations
hätigkeit hervorzutreten, deren intenſive Durchführung von
allen Mitgliedern als notwendig anerkannt wurde.

Halle. Verein der D. D. P. Mittwoch, den 29. Febr,
abends 8 Uhr im NeumarktSchützenhaus Jahreshaupe
verſammlung. Tagesordnung: I. Geſchäfts und Kaſſen
hericht. 2 Vorſtandswahl 3. Die politiſche Lage (bevor
ſtehende Wahlen.) 4. Städtiſches (Kommunalwahlen). An
geſichts der ſtarken Spannungen, die die politiſche Lage
beherrſchen, und anläßlich der bevorſtehenden Kommunal
wahlen, zu denen wichtige Beſchlüſſe zu faſſen ſind, wer
den alle Mitglieder der D. D. P. um ihr Exſcheinen drin
gend gebeten. Bekanntmachung erfolgt auch noch durch
Plakate und durch Nachricht im Vereinsteil der „Halliſchen

Nachrichten“.

Bitterfeld. Der Kreisparteitag in Bitterfeld nimmt
Kenntnis von dem Regierungsentwurf, der für die Lehrer
ein 6jähriges Diätariat vorſieht, während alle anderen
Beamtenkategorien der Gruppe 4b ein Hjähriges Diä
tariat kennen. Jm Raume der Gerechtigkeit verlangt der
Parteitag für die Lehrer dieſelbe Einſtufung wie für die
Unteren Beamten, alſo ein Sjähriges Diätariat. Sollte
aber der Kompromißregierungsantrag Geſetz werden, ſo
verlangt der Parteitag die Durchführung des 6jährigen
Diatariats konſequent für alle Lehrer, nicht, wie der
Entwurf es vorſieht, nur für die Lehrer, die noch nicht Feſt
angeſtellt ſind. Ein Entarf darf nicht Geſetz werden, wenn
er ein Unrecht enthält. Der Parteitag hat das Vertrauen
daß ſeine Abgeordneten mit Macht dieſem Unrecht ent
gegenarbeiten werden.

Die Entſchließung wurde der Fraktion der
im Preußiſchen Landtag zugeleitet.

D. D. P.

Hettſtedt. (Berichtigung.) Bezugnehmend auf dje unter
„Hettſtedt“ in Nr. 6 des „Politiſchen Wegweiſers ge
brachte Nachricht bemerken wir, daß die Ortsgruppe „Hett
ſtedt und Umgebung“ der D. D. P. nach

Die Leitung der Ortsgruppe liegt in den Händen

wie vor ohne
Aenderung ihres Namens mit dem Sitz in Hettſtedt beſteht.

der

ſprechen am Sonntag, den 26. Februar

Herren Ratsherr und Konrektor i. R. Rotkähl, Konrektor
Rolle und Lehrer Scholz. (In dem Bericht in Nr. 6 wurde
wohl irrtümlich von einer Aenderung des Namens der
Orlsgruppe Hettſtedt geſprochen Es handelt ſich vielmehr
nur um die Gründung und Benennung eines Kreisver-
eins Hettſtedt und Umgegend. Die Schriſtleitung.)

Nebra. Eine in vergangener Woche abgehaltene Ver
ſammlung, die der Neuaufſſtellung der Ortsgruppe dienen
ſollte, hat ihren Zweck erfüllt. Nach einem Referat des
Geſchäſtsſührers Dornblüth über die „polttiſche Lage
und die Bedeutung der kommenden Reichstags und Land
tagswahlen“ und nach einer ſehr anregenden Ausſprache
wurde allgemein die Notwendigkeit anerkannt, die Demo
kraten in Nebra wieder zu einer feſten Ortsgruppe zuſam
menzuſchließen. Gewählt wurden zum 1. Vorſitzenden Kauf
mann Kurt Meitz, zum 2. Vorſitzenden Kaufmann Her
mann Hoffmann-Großwangen. Schriftführer wurde
Lehrer Paul Lopp und Kaſſierer Bahnhofsvorſt. Paul
Krännecke. Der neue Vorſtand wird insbeſondere auch
die Vorbereitung der Wahlarbeit energiſch in die Hand
nehmen.

Huerſurt. Montag, 27. Februar, abends 8 Uhr, im
Sagle des Hotels zur Sonne Monatsverſammlung der
D. D. P. mit Frauen Vortrag des Geſchäftsführers Dorn
blüth über die Bedeutung der kommenden Wahlen Außer
dem Organiſatoriſches.

Weißenfels. Sonntag, dem 26. Februar, Kreispartei
tag für den Kreis Weißenfels im Stadttheater. Die Tages
ordnung wird durch beſondere Einladungen bekannt ge
geben.

Ein Reinſall der Kommuniſten
Großes Vertrauensvotum für Handelsminiſter Dr. Schreiber.

Jm Preußiſchen Landtag hatte die Kommuniſtiſche Frak
tion gegen den Handelsminiſter Dr. Schreiber wegen ſeiner
angeblichen Haltung zum Achtſtundentag in der Großetſen-
induſtrie einen Mißtrauensantrag eingebracht. Während der
Verhandlung erhob ein kommuniſtiſcher Redner gegen Dr.
Schreiber den Vorwurf, er habe dem Landtag die Unwahr-
heit geſagt, als er erklärte, daß ſeine Zuſtimmung zu der
Verordnung des Reichsarbeitsminiſters über den Acht-
ſtundentag in der Schiberinduſtrie vom 16. Juli 1927 nicht
erforderlich geweſen und auch nicht gegeben worden ſei.
Dieſe kommuniſtiſche Behauptung iſt völlig unzutreffend
Der Reichsarbeitsminiſter hat unter dem 12. Dezember 1927
der Großinduſtrie einen generellen Beſcheid gegeben, in
dem er eine Hingusſchiebung des Jnkrafttretens der Ar
beitszeitverordnung für die Geſamtheit der durch die Ver
ordnung betroffenen Werke ablehnt. Gleichzeitig beſtimmte
er die Vorausſetzungen, unter denen nach Prüfung durch
die Gewerbeauſſichtsbeamten eine Hinausſchiebung des Jn
krafttretens der Verordnung etwa für einzelne Werke in
Betracht kommen könnte, die ſich noch in der Umſtelkung
befanden. Die Prüfung haben die preußiſchen Gewerbeguf

ſichtsbeamten vorgenommen und das Ergebnis i r
fung iſt dem Reichsarbeitsminiſter durch das Ha
ſterium vorgelegt worden. Der Reichsarbeitsmini
den Einzelbeſcheiden an die Werke davon geſprochen,
die Friſterteilung „im Einvernehmen mit dem
miniſter erſolge. Dieſer Ausdruck rechtfertigt nicht di
tung, die ihm der kommuniſtiſche Redner gegeben hat
eine Zuſtimmung der Landesregierungen war in dem
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ſcheid vom 12. Dezember gar nicht vorgeſehen, ſont
lediglich eine Prüſung, die ſelbſtverſtändlich mit der
tiſchen Einſtellung zu dem Achtſtundenproblem und
Frage, ob überhaupt Ausnahmen zugelaſſen ſeien, gari
zu tun hat, ſondern lediglich eine objektive Tatſas
ſtellung bedeutet. Die Antwort hat den Kommuniſt
Preußiſche Landtag erteilt, indem er am 17. Febru
kommuniſtiſchen Mißtrauensantrag mit 309 gegen 32
men, bei nur 5 Stimmenthaltungen, ablehnte. Di
ſtimmungsergebnis, bei dem auch die oppoſitivnellen
parteien für Dr. Schreiber ſtimmten, bedeutet
neueren Parlamentsgeſchichte Preußens einen gerade
zig daſtehenden Erfolg eines amtierenden Miniſte
dem wir Herrn Dr. Schreiber, der bekanntlich a
die bevorſtehenden Landtagswahlen im Wahlkrei
Merſeburg, kandidieren wird, herzlich beglückwünſche
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